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Der Bundesverband Kraft-Warme-Kopplung e.V. (nachfolgend B.KWK) ist ein
branchenlbergreifender Zusammenschluss von Herstellern, Betreibern und Planern von Kraft-
Warme-Kopplungs-Anlagen aller GréRen zur energiesparenden und umweltschonenden
Umwandlung allergeeigneter Brennstoffe in Strom und Warme. Zu unseren Mitgliedern
gehoren Energieversorger, wissenschaftliche Instituten und verschiedenste Unternehmen der
Energie und Finanzdienstleistung, Beratung usw. sowie Einzelpersonen. Gemeinsam wird das
Ziel verfolgt, die Kraft-Warme-Kopplung (KWK) im Rahmen eines breiten gesellschaftlichen
Bindnisses in Deutschland voranzubringen und die damit verbundenen Chancen fir
Wirtschaft und Umwelt als natirlicher Partner zu den erneuerbaren Energien zu nutzen.

Zum vorliegenden Gesetzentwurf hat der B.KWK bereits gemeinsamen mit den
Verbanden ASUE, DVGW und BHKW Forum in einer Stellungnahme vom 04.10.2016
(Anlage) erste Forderungen und Anderungsvorschlage mit Begriindungen dem BMWi
vorgelegt. Diesen wurde jedoch bei der Beschlussfassung durch das Bundeskabinett
leider noch nicht entsprochen. Insofern sind diese Vorschlage ebenfalls Gegenstand
meines hiermit dem Wirtschaftsausschuss vorgelegten Statements. Ich flige aber
nachfolgend einige wesentliche Erganzungen hinzu, die auf Grund der extrem kurzen
den Verbanden im Rahmen der Verbandeanhdrung zu Verfigung gestellten Zeit noch
im Nachgang zu der Verbandestellungnahme im B.KWK herausgearbeitet wurden.
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A. Zu Artikel 1 — Anderung des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes
Zu 82, Nummer 1

Die Erganzung um die Formulierung ,und Eigenversorgungsanlagen® wirde bei woértlicher
Anwendung dazu fuhren, dass der Eigenverbrauch nicht, was vollig ausreichend ist, aus der
Differenz zwischen Erzeugung und Einspeisung ermittelt wird, sondern dass an jedem
elektrischen Verbraucher in der Kundenanlage ein Zahler installiert werden muss. Mehr Strom,
als insgesamt aus dem Netz bezogen und in der Kundenanlage erzeugt wird, kann nicht
verbraucht werden. Man braucht also keine weiteren Zahler. In dem Entwurf sind deshalb die
Worte ,und Eigenversorgungsanlagen® zu streichen.

Zu 82, Nummer 14

Es sollte bei der ,Verklammerung“ von Anlagen erganzt werden, dass diese nur gilt fur
Lunmittelbar miteinander verbundene ...Anlagen®. Diese Einschrankung galt bisher im KWKG
2016 und soll nun entfallen. Das ist nicht sachgerecht wegen der Besonderheit von KWK-
Anlagen (gegenuber EEG-Anlagen), dass sie auch in die Warmeversorgung (mitunter
unterschiedlich) eingebunden sind. Bei zwei KWK-Anlagen auf dem gleichen Betriebsgelande
aber ohne Verbindung in gemeinsamer Warme-Infrastruktur wurde bisher richtigerweise eine
Verklammerung zu einer Anlage e verneint.

Die Begriindung schreibt ohne Sachargumente, dass man denselben Anlagenbegriff wie im
EEG verwenden mochte. Der Gesetzgeber verwendet bereits regelméRig eigenstandige
Begriffsdefinitionen in verschiedenen energierechtlichen Gesetzen. Die Angleichung an
andere Gesetze kann daher, insbesondere wenn sie zu Benachteiligungen fiuhrt, kein
Argument fur die Anderung sein.

Typisches Beispiel fur die Notwendigkeit des bisherigen Verklammerungsbegriffs bei KWK-
Anlagen ist die schrittweise Sanierung grof3er Anlagen wie die in Krankenhausern, die aus
mehreren Gebauden bestehen. Gerade weil der Krankenhausbetrieb ununterbrochen
aufrechterhalten werden muss, wird Schritt fiir Schritt saniert. Es ist am Beginn der viele Jahre
dauernden Sanierung haufig nicht moglich, eine gro3e Anlage kosteneffizient neu zu errichten
und zu betreiben, weil die vorhandenen Abnehmer in den vorhandenen Gebauden, die noch
nicht saniert werden, oft technisch nicht kompatibel sind (z.B. Dampfabnehmer, die zuklnftig
wegfallen). In solchen Projekten ist KWK deshalb nur sinnvoll nutzbar, wenn sie gebdudeweise
eingesetzt wird. Kommen dann immer mehr modernisierte Gebaude hinzu, kann es wiederum
sinnvoll sein, die einzelnen Gebaude elektrisch oder hydraulisch zu verbinden. Das wirde
dazu fuhren, dass die Anlagen wie eine grof3e Anlage behandelt werden, also der Zuschlag
sinkt, und damit der Einsatz weiterer Anlagen nicht mehr wirtschaftlich darstellbar ist. Die
Regelung fuhrt also zur Reduzierung der Anzahl von KWK-tauglichen Standorten und
gefahrdet damit die Moglichkeiten, das Ausbauziel des Gesetzes zu erreichen.

Zu 8 5 Ausschreibungen erst ab 2 MW und Zuschlage fur Anlagen auf3erhalb der
Ausschreibungsregelung
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Anderung in Abs.1, Ziffer 2 in ,...Leistung von mehr als 2 bis einschlieRlich 50 MW...*.
Andernfalls besteht die Gefahr, dass auf Grund der sehr unterschiedlichen Investitionskosten
kleinere Anlagen nur selten an der aufwéandigen Ausschreibung teilnehmen und damit der
Zubau in diesem Segment stark zuriickgehen wurde.

Erganzung einer Ziffer 2.2 wie in der Verbandestellungnahme vorgeschlagen, dass Anspruch
auf Zuschlagszahlung nach den 88 6 bis 8 fiir Strom aus sonstigen neuen, modernisierten
oder nachgerusteten Anlagen besteht, fir die 8 8a in Verbindung mit einer Rechtsverordnung
nach § 33a nicht anwendbar ist.

Grundsatzliches zu den vorgeschlagenen Ausschreibungen:

Das Ausschreibungsvolumen in Leistung (200 MW) ist angesichts der von der
Bundesregierung angestrebten Ausbauziele recht gering. Soweit erwartet wird, dass im
nichtmehr ausschreibungspflichtigen Segment tber 50 MW ein signifikanter Ausbau erfolgt,
stellt sich hier die Frage, ob durch die Begrenzung des Volumens die Teilnahme eher kleinerer
kommunaler Werke gebremst werden soll. Ich rate dringend zu prifen, ob die Kontingente
nicht sichtbar erhéht werden kénnen, zum Beispiel auf 500 bis 750 MW.

Die Beschrankung der Zuschlagsberechtigung auf ausschlie3lich in das Netz der allgemeinen
Versorgung einspeisende Anlagen schliel3t zahlreiche kommunale Heizkraftwerke von der
maoglichen Teilnahme aus! Denn typischerweise entnimmt der KWK-Anlagenbetreiber, der in
der Regel auch Betreiber der Fernwarme ist, den Pumpstrom unmittelbar aus der eigenen
KWK-Erzeugung. Pumpstrom gilt aber nicht als Eigenbedarf zur Stromerzeugung. Die
Ausnahmereglung in 88a Abs. Nr. 2 umfasst jedoch nur die KWK-Anlage selbst ,oder in den
Neben- und Hilfsanlagen der KWK-Anlage oder den mit der KWK-Anlage verbundenen
elektrischen Warmeerzeugern® verbrauchten Strom. Damit sind in der Auslegung nach
FW308, auf die das Gesetz im Ubrigen verweist, alle Verbraucher, die der Fernwarme
zuzurechnen sind, nicht erfasst. Dies lasst sich relativ einfach mit der redaktionellen
Erganzung (fett gesetzt) wie folgt heilen: ,oder in den Neben- und Hilfsanlagen der KWK-
Anlage (zu denen auch die Ubrigen im Heizkraftwerk betriebenen Stromverbraucher
gehdren) oder den mit der KWK-Anlage verbundenen elektrischen Warmeerzeugern® ...

Zudem muss bei den Ausschreibungen berlcksichtigt werden, dass zwischen den
spezifischen Investitionskosten fir Anlagen mit 2 MW und 50 MW ganz erhebliche
Unterschiede bestehen und diese auch nicht linear abnehmen in Richtung gré3erer Anlagen.
Um hier nicht tendenziell kleinere Anlagen gegeniiber gré3eren zu benachteiligen, empfehle
ich die Festlegung getrennter Ausschreibungen fiir einzelne Stufen von AnlagengréfRen (z.B.
Anlagen von 2 bis 10 MW, 11 bis 20 MW, 21 bis 50 MW)
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Zu 814 Abs. 2 Satz 3

Es ist geplant, nach ,zulassig® die Worte ,soweit energiewirtschaftlich oder mess- und
eichrechtliche Belange nicht entgegenstehen® einzufiigen. Hier wird ein Einfallstor fir eine
doppelte registrierende Leistungsmessung (RLM) am Unterzahler geschaffen.

Die beabsichtigte Erweiterung des Textes birgt die Gefahr, dass gerade die politisch sinnvollen
und von der Wohnungswirtschaft aufgrund der klimapolitischen Vorgaben praferierten
Mieterstrommodelle zu Verhinderern eines freien Stromlieferantenwechsels werden.

Sollte seitens des Netzbetreibers die kostentrachtige RLM auch fur den Haushaltsbereich
gefordert werden, weil ,energiewirtschaftlich oder mess- und eichrechtliche Belange® die
erforderlich erscheinen lassen, dann werden dem wechselwilligen Haushalt mit
Jahressummen von bis zu 600 € pro Jahr die rund 10-fachen Messkosten einer einfachen
Standardprofilmessung auferlegt. Damit wiirde der Lieferantenwechsel durch die Forderung
nach solchen Zahlern de facto seitens des Netzbetreibers verhindert.

Es sollte unbedingt klargestellt werden, dass es fiir den Bereich der Haushaltskunden bei den
Unterzéhlern in der bisherigen Gesetzesformulierung bleibt. Ein Hinweis hierauf in der
Begrindung reicht nicht aus. Vielmehr sollte dies im Gesetzestext selbst klargestellt werden
durch den erganzenden Halbsatz: ,...energiewirtschaftliche oder mess- und eichrechtliche
Belange stehen bei Unterzéhlern, Uber die Haushaltskunden i.S. 83 Nr. 22 EnWG versorgt
werden, der Verkettung von Lastganggangzahlern mit Standardlastprofilzahlern nicht
entgegen.”

Zu § 27 Auffangregelung fur Letztverbrauchergruppen mit bisher reduzierter KWK-
Umlage schaffen

Fur Unternehmen, die bislang nach 8§ 26 Abs. 2 KWKG 2016 in die beiden
Letztverbrauchergruppen mit reduzierter KWK-Umlage fielen und nach den Regelungen
dieses Entwurfes keine Belastungsreduzierung mehr erhalten kénnen, weil sie die BesAR-
Kriterien nicht erfillen bzw. nicht unter die Eigenstromregelung fallen, ist eine Auffangregelung
erforderlich. Diese Auffangregelung sollte nach dem Vorbild der Hartefallregelung des EEG
ausgestaltet werden die auf der Regelung in Rn 197 der EEAG basiert. Demnach ware fir
Unternehmen, die unter dem bislang geltenden KWKG eine Reduktion erhalten haben (also
Letztverbrauche der Gruppen B und C), eine Teilreduzierung auf 20 % der regularen KWK-
Umlage vorzunehmen.

Hartefallregelung (20 % der regularen Umlage)

»...Letztverbraucher, die an einer Abnahmestelle im Jahr 2016 aufgrund der
Anwendung von 8 26 Absatz 2 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes vom 21.
Dezember 2015 (BGBI. | S. 2498), berechtigt gewesen waren, eine Begrenzung der
KWK-Umlage in Anspruch zu nehmen, werden fir den Stromanteil tber 1
Gigawattstunde auf maximal 20 % der regularen Umlage

begrenzt...”.
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Zu 8 33 Verordnungsermachtigung Mieterstrommodelle erweitern

Die Verordnungsermachtigung ist zu erweitern auf Strom aus KWK-Anlagen in
Mietshausern, soweit dieser von den Mietern dieser Hauser bezogen wird. Dadurch
wird dieser Strom nur mit der begrenzten EEG-Umlage belastet wie dies im EEG 2017,
8 95 bereits fur PV-Strom in Mieterstrommodellen vorgesehen ist. Andernfalls bleibt
dies eine Diskriminierung von KWK-Strom. Hierzu siehe auch ausfuhrlich in der o.g.
Verbandestellungnahme,

Hilfsweise kann diese Erweiterung auch im 8 95 EEG 2017 vorgenommen werden.

Fur den Bundesverband Kraft-Warme-Kopplung e.V.

LM

Heinz Ullrich Brosziewski
Vizeprasident
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Angesichts der aul3erst kurzen fur diese Stellungnahme zur Verfligung stehenden Zeit
nehmen wir hier zunéchst nur Stellung zu den sehr wesentlichen KWK-relevanten
Vorschlagen des Gesetzentwurfs.

Zuerst ist festzustellen, dass die Begriindung fur die Einfihrung einer Ausschreibung in
das KWKG nicht einleuchtend erscheint und im Ergebnis zu erwarten ist, dass der
Ausbau der KWK nicht wie eigentlich notig schneller vorangebracht wird, sondern dass
eher neue Hemmnisse aufgebaut werden.

Zu fragen ist weiterhin, ob die im Gesetzentwurf genannten Mengen von 200 MWel
jahrlich Gberhaupt hinreichen kénnen, um die Ausbauziele des KWK-G zu erreichen.
Denn selbst bei angenommenen 5.000 h/a Volllast entsprache das nur einer Erzeugung
von 1 TWh, also von 5 TWh nach fiuinf Jahren Ausschreibung. Es scheint absehbar, dass
oberhalb der 50 MW Grenze in den nachsten Jahren kaum noch mit dem Neubau von
Anlagen zu rechnen ist und ein vollstandiger Mengenausgleich im Leistungsbereich bis
1 MW durfte keinesfalls zu erwarten sein. Von daher muissten die auszuschreibenden
Mengen angehoben oder doch wenigstens flexibilisiert werden fur den Fall, dass kein
Zubau von grof3en Anlagen mit mehr als 50 MW absehbar ist.

A. Zu Artikel 1 - Anderung des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes (KWKG)

Zu 8 2, Nummer 14

Die Verlangerung der Verklammerungsfrist von 12 auf 24 Monate lehnen wir ab. An
dieser Stelle ist eine Harmonisierung von EEG und KWKG unsinnig. Diese fuhrt zu
einer unnoétigen Hirde bei der modularen Planung von KWK-Projekten. Wir
empfehlen, diese Anderung aufzuheben.

Zu 8 5 — Anspruch auf Zuschlagzahlungen

Anspruch auf Zuschlagszahlungen bei neuen oder modernisierten KWK-Anlagen
mit einer elektrischen Leistung von mehr als 1 MW bis einschlief3lich 50 MW soll es
nach erfolgreicher Teilnahme an einer Ausschreibung nur noch geben, wenn der
gesamte in der KWK-Anlage erzeugte Strom in ein Netz der allgemeinen
Versorgung eingespeist wird (8 5 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. 8§ 6 Abs. 3 KWKG-E). Ohne
erkennbare sachliche Rechtfertigung wird die Umsetzung von energetisch
sinnvollen und vom Gesetzgeber gewollten KWK-L&sungen (vgl. Strommarkt 2030)
massiv erschwert. Dies betrifft insbesondere auch Anlagen, aus denen Strom in
Kundenanlagen geliefert wird (Energiedienstleistungs-Lésungen), der ohnehin
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bereits mit der vollen EEG-Umlage belastet ist. Diese einseitige Benachteiligung
muss daher ersatzlos entfallen.

Weitere Voraussetzung dafir, dass KWK-Anlagen zwischen 1 und 50 MW
Uberhaupt einen Zuschlag bekommen, ist u.a., dass es keine technische
Mindesterzeugung gibt. Nach 8 8a Abs. 2 Nr. 3a ist das nur dann nicht der Fall,
wenn die volle Warmeleistung der KWK-Anlage durch eine elektrisch betriebene
Warmeerzeugungsanlage ersetzt werden kann. Es reicht also nicht aus, neben der
KWK-Anlage einen Spitzenlast- und Ersatzkessel zu errichten, sondern man muss
auch noch eine elektrische Warmeerzeugungsanlage errichten. Das ist nicht nur
wirtschaftlich, sondern auch energetisch ineffizient und sollte deshalb gestrichen
werden. Jahrzehntelange Versaumnisse beim Netzausbau dirfen nicht
ausschlief3lich zu Lasten der Anlagenbetreiber, die mit ihrem Energieversorgungs-
konzepten in erheblichem Male zur Energiewende beitragen gehen.

Anderungsvorschlag zu § 5

1) Der Anspruch auf Zuschlagzahlung besteht

1. nach den 88 6 bis 8 fur KWK-Strom aus

a) neuen KWK-Anlagen mit einer elektrischen Leistung bis einschlielich 1 oder mehr als 50
Megawatt,

b) modernisierten KWK-Anlagen mit einer elektrischen Leistung bis einschlielich 1 oder
mehr als 50 Megawatt,

¢) nachgerusteten KWK-Anlagen,

2. 1. nach § 8a in Verbindung mit einer Rechts-verordnung nach § 33a fiir KWK-Strom, der
in ein Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist wird, aus

a) neuen KWK-Anlagen mit einer elektrischen Leistung vom ehr als 1 bis einschlief3lich 50
Megawatt und

b) modernisierten KWK-Anlagen mit einer elektrischen Leistung von mehr als 1 bis
einschlieBlich 50 Megawatt, wenn die Kosten der Modernisierung mindestens 50 Prozent
der Kosten betragen, welche die Neuerrichtung einer KWK-Anlage mit gleicher Leistung
nach aktuellem Stand der Technik gekostet hatte.

2. 2. nach den 88 6 bis 8 fur KWK Strom aus sonstigen neuen, modernisierten oder

nachgerusteten KWK-Anlagen, fiir die 8 8a in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach
§ 33a nicht anwendbar ist.
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Zu 87 Abs. 7 - Hbhe des Zuschlags

Gerade bei sehr kleinen KWK-Anlagen kann die Nachweisfuihrung, ob die KWK-
Anlage im Zeitraum von negativen Preisen tatsachlich produzierte, nur in Form
einer registrierenden Leistungsmessung viertelstundengenau erfolgen, was zu
einem erheblichen Kostenaufwand, der in keinem Verhaltnis zum Nutzen steht,
fuhrt (Unverhaltnismafigkeit).

Bei KWK-Anlagen ohne registrierende Leistungsmessung darf dies jedoch nicht zu
Pauschalkirzungen fihren (siehe 8 15 Absatz 4 des KWKG2016), die im
Nachhinein nicht mehr ausgeglichen werden (Benachteiligung von Mini-KWK-
Analgen). Um den gesamten administrativen Aufwand fir alle Beteiligten (sowohl
fur den Betreiber einer solchen Mini-KWK-Anlagen, der den Nachweis fihren muss,
dass er zu der Zeit mit negativen Preisen nicht produzierte als auch fur denjenigen,
der die Berechtigung einer Zuschlagszahlung ermitteln muss) mdglichst gering zu
halten, sollten KWK-Anlagen bis 50 kWel von dieser Zuschlagskiurzung
ausgenommen werden.

Anderungsvorschlag zu § 7
Zu 8 7 Absatz 7 ist nachfolgender rot markierter Text zu erganzen

»(7) Fir Zeitrdume, in denen der Wert der Stundenkontrakte fiir die Preiszone
Deutschland am Spotmarkt der relevanten Strombdérsen in der vortagigen Auktion
null oder negativ ist, besteht kein Anspruch auf Zahlung von Zuschlagen.
Ausgenommen hiervon sind Mini-KWK-Anlagen bis 50 kWel, dort besteht nach wie
vor Anspruch auf Zahlung von Zuschlagen. Der wahrend eines solchen Zeitraums
erzeugte KWK-Strom wird nicht auf die Dauer der Zahlung nach § 8 angerechnet.
Zur Bestimmung der relevanten Strombdrsen und der Berechnung der Zeitrdume ist
8§ 8a der Erneuerbare-Energien-Ausfihrungsverordnung entsprechend anzu-
wenden.“

Zu 8 8a - Ausschreibung der Zuschlagzahlungen fur KWK-Strom

Hier soll in Anlehnung an die bereits gesetzlich festgelegte Ausschreibung fur PV-
Strom aus Freiflachenanlagen und die erwartete weitere Ausdehnung der
Ausschreibungen im Bereich erneuerbarer Energien zukunftig auch fur KWK-
Anlagen im Bereich des KWKG in der Leistungsklasse von 1 MW bis 50 MW
zwingend ausschlief3lich die Ermittlung der Foérderung dber Ausschreibungen
vorgeschrieben werden.
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Im Gegensatz zu Wind und Photovoltaik stellt jedoch die Kraft-Warme-Kopplung
zusatzlich zum Strom auch noch Warme als zweites Endenergieprodukt zur
Verfuigung. Diese gekoppelte Erzeugung von Strom und Warme ermdglicht
Priméarenergieeinsparungen und damit CO2-Emissionssenkungen von bis zu 40%
gegenuber der getrennten Erzeugung von Strom in konventionellen
Stromerzeugungsanlagen (Kondensationskraftwerke) und Warme in Heizkesseln.
Mit der Einfihrung eines Ausschreibungsmodels fir die Zuschlagszahlungen fur
KWK-Strom wird einerseits der Einspeisevorrang resultierend aus der Hocheffizienz
der Anlagen aufRer Kraft gesetzt und andererseits eine Diskriminierung der
Anlagen zwischen 1 MW und 50 MW gegeniuiber KWK Anlagen aul3erhalb dieser
Leistungsklasse vorgenommen.

Eine vorrangige Reduktion der Wirkleistungseinspeisung gegenuber erneuerbaren
Energien ist nicht nachvollziehbar, zumal eine ausreichende Kapazitat an
herkdbmmlichen thermischen Kraftwerken besteht, die weniger effizient sind und
keine Warmeversorgung mit hocheffizienter KWK-Warme gewadhren missen.
Dartber hinaus kann eine elektrische Heizung nur dann klimafreundlicher sein,
solange der verwendete Strom, erneuerbarer Strom ist und somit gleichzeitig keine
weiteren herkdbmmlichen fossilbefeuerten Anlagen einspeisen.

Das KWKG knupft bisher systematisch an diesen hocheffizienten KWK-Prozess an.
Um eine Forderung zu erlangen, missen die betreffenden KWK-Anlagen ihre
Hocheffizienz auf Grundlage der Festlegungen der betreffenden EU-Richtlinie
gutachterlich nachweisen und dies dem BAfA notifizieren, um die Berechtigung zur
Forderung zu erhalten. In dem jetzt vorliegenden Anderungsgesetz zum KWKG
wird mit dem alleinigen Bezug auf den ,eingespeisten Strom“ und durch die
Vernachlassigung der mit diesem Strom gekoppelt erzeugten Warme genau diese
Systematik gebrochen.

Um die sinnvolle Systematik des KWKG beizubehalten, muss Folgendes
bericksichtigt werden:

1. Bei der Ausschreibung von Foérderungen fiur KWK-Anlagen muss auch das
Koppelprodukt Warme mit Beriicksichtigung finden.

2. Da bei KWK-Anlagen zwischen 1 MW und 50 MW elektrischer Leistung die
Kosten fur Investition, Wartung und Instandhaltung sehr unterschiedlich sind,
ist es kaum mdglich, derart unterschiedliche Anlagen diskriminierungsfrei in
einer Auktion gegeneinander beziglich der Forderung in Wettbewerb treten zu
lassen. An dieser Stelle sein auch angemerkt, dass eine Einteilung der KWK
in Leistungsklassen bis 1 MW, gro3er 1 MW bis 50 MW und groé3er 50 MW
nicht zielfihrend ist und einen massiven Bruch zur bisherigen
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energierechtlichen Gesetzgebung darstellt. In der bisherigen KWKG-
Gesetzgebung wurde eine Anlagenférderung fur bestehende KWK-Anlagen
gemal 8 13 Abs. 1 Satz 1 fur Anlagen ab zwei MW fur sinnvoll erachtet, da
dies sinnvollerweise im Kontext der Steuergesetzgebung betrachtet wurde und
so eine Abstimmung der Forderinstrumente bericksichtigte. Ebenso wird in
810 Abs. 4 auf die Leistungsgrenze von 2 MW eingegangen. Mit einer
Leistungsgrenze ab 2 MW wirden die Steuerbeglinstigungen nach
Stromsteuergesetz aus dem Kumulierungsverbot herausfallen und den
Fordertopf von 1,5 Mrd. Euro nicht belasten.

3. Die in KWK-Anlagen erzeugte Warme hat je nach Standort und Branche eine
sehr unterschiedliche Wertigkeit. Es muss unterschieden werden z.B. in
kommunale Fernwarme, Objektwdrme und Industriewarme. Diese
unterschiedliche Wertigkeit der Warme muss bei der Ausgestaltung der
Ausschreibung mit beriicksichtigt werden.

4. Vorstellbar ware auch eine Ausschreibung nach Clustern gemanR
LeistungsgroRe (1-2 MW, 2-10 MW, 10-50 MW) oder die Herausnahme der
Anlagen bis 2 MW aus der Ausschreibung.

5. In der Industrie werden traditionell sehr viele Anlagen vorrangig zur
Eigenversorgung ausgelegt. Um diese Anlagen nicht gegentiber Anlagen, die
in das Netz der allgemeinen Versorgung einspeisen, zu diskriminieren, musste
auch fur industrielle Anlage mit teilweiser Eigenerzeugung eine Mdoglichkeit
geschaffen werden, dass diese Anlagen zumindest mit der eingespeisten
Strommenge an der Ausschreibung teilnehmen dirfen. Ersatzweise ware
auch eine Ausnahmeregelung vollstellbar, die es industriellen Anlagen mit
Eigenversorgung weiterhin ermdglicht, die KWK-Zuschlage gemall § 7 zu
erhalten.

5. Das Anderungsgesetz sieht vor, dass sehr viele wichtige Details fiir die
Ausschreibung erst in einer Verordnung durch das BMWi ohne Mitwirkung des
Bundesrates festgelegt werden sollen. Offen ist hier z.B. noch, ob Uber alle
Brennstoffe hinweg die Ausschreibung stattfinden soll oder eine Clusterung
vorgenommen wird. Regelungen, die flr die erneuerbaren Energien bereits im
EEG 2017 fur die dort verankerte Ausschreibung festgelegt sind, sollten auch
fur die KWK-Anlagen im KWKG-Anderungsgesetz bereits festgelegt werden.
Hier geht es z.B. auch darum, ob ein Hochstwert fir den Angebotszuschlag
festgelegt werden soll und wenn ja, wie hoch und welches
Versteigerungsverfahren zur Anwendung kommen soll (Pay-as-cleared oder
Pay-as-bid). Derart wichtige Regelungen dirfen nicht der Einzelentscheidung
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eines Bundesministers in einer Verordnung uberlassen werden und noch dazu
ohne Befassung des Bundesrates. Es wird im KWKG-Anderungsgesetz
betont, dass in Abstimmung mit der EU-Kommission auch bei der
Ausgestaltung der Ausschreibung im KWKG eine enge Anlehnung an das
EEG erfolgen soll. Wenn dem so ist, muss das auch gelten beziglich der
sachgerechten Trennung zwischen gesetzlichen Regelungen und zuldssigen
Detalls, die in eine Verordnungsermachtigung einflieRen durfen.

Zudem ist zu fordern, dass diese Verordnung im Entwurf 6ffentlich konsultiert
werden muss wegen der hohen Relevanz fir zahlreiche betroffene
Wirtschaftsbranchen.

7.  Kritisch gesehen wird auch die gemeinsame Ausschreibung von Férderungen
fur Neuanlagen und Modernisierungen. Hier wirde das begrenzte
Ausschreibungsvolumen in Konkurrenz treten zwischen diesen beiden
Anlagentypen. Da Modernisierungen jedoch tendenziell kostenginstiger
durchzufihren sind als die Errichtung von Neuanlagen, wirde das ohnehin
knappe Ausschreibungsvolumen prioritéar fir Modernisierungen reserviert sein
und Neuanlagen benachteiligt werden. Anzuregen ware hier, dass
Modernisierungen und Neuanlagen getrennt auszuschreiben sind.

8.  Abzulehnen ist die Forderung, dass ein Zuschlag nur dann nach Erhalt eines
Ausschreibungszuschlages gewahrt wird, wenn der betreffende Betreiber kein
vermiedenes Netznutzungsentgelt in Anspruch nimmt und wenn er keine
Steuerbegunstigung nach Stromsteuergesetz in Anspruch nimmt gemanR § 8a
Abs. 4. Diese Regelung ist offenbar ein Vorgriff auf das zunéchst
zuriickgewiesene Anderungsgesetz zum Energie- und Stromsteuergesetz und
wurde eine erhebliche Verschlechterung fur KWK-Anlagen bedeuten. Hier wird
offenbar davon ausgegangen, dass es sich bei den vermiedenen
Netznutzungsentgelten um eine Foérderung handelt (in Anlehnung an das
Doppelférderungsverbot). Dem ist zu widersprechen, denn bei den
vermiedenen Netznutzungsentgelten handelt es sich lediglich um eine
Weitergabe von tatséchlich erzielten Kosteneinsparungen der Netzbetreiber,
in deren Netze die dezentralen KWK-Anlagen einspeisen und die von diesen
Netzbetreibern erzielt werden durch Verminderung des Strombezugs aus
vorgelagerten Netzen. Werden diese Kosteneinsparungen nicht an die KWK-
Anlagenbetreiber (als Einspeiser) ausgekehrt, so verbleiben sie als Windfall-
Profits bei den Einspeisenetzbetreibern. Das ist so nicht akzeptabel.

Ein Wegfall der Steuerbegiinstigung nach dem Stromsteuergesetz wirde
KWK-Anlagen stark benachteiligen, die an den Ausschreibungen teilnehmen,
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denn fir den Strom aus diesen Anlagen wird ja ohnehin die EEG-Umlage
fallig. Damit waren diese Anlagen dann doppelt belastet.

9. Die Anderung an § 20 fuhrt mit der Einfihrung einer Begriindung
beziehungsweise Wirtschaftlichkeitsberechnung zu einer birokratischen
Hurde. Unklar ist, welche Kosten in welcher Hohe in Ansatz gebracht werden
diarfen, nach welchen Kriterien geprift wird, was geschieht, wenn die
Planergebnisse besser oder schlechter sind. Es wird eine neue burokratische
Hurde aufgebaut, die den notwendigen Ausbau von Netzen und Speichern
hemmen wird. Die Férderung von Netzen und Speichern wurde nicht ohne
Grund in das KWKG aufgenommen und mit den entsprechenden
Fordersatzen gewdrdigt.

Zu § 8a, Absatz (2) Nummer 2

Einen Ausschluss der Zuschlagszahlung fur Anlagen im Leistungsbereich zwischen
1 und 50 MW bei anteiliger Eigennutzung lehnen wir ab, da dies eine unbillige
Diskriminierung dieser Anlagengro3e darstellt. Wir empfehlen, die Nummer 2
komplett zu streichen.

Zu 8 8d, Absatz (2)
Wir empfehlen dringend, genau diese prazise Formulierung fir die Belastung von
erneuerten bzw. modernisierten Bestandsanlagen mit der EEG-Umlage auch im
EEG selbst zu verwenden (Begriindung: siehe Anmerkungen zu Artikel 2).

8 18, Absatz (1) Nummer 2.

Ein KWK-Anteil von 60 % in Warmenetzen ist bereits eine sehr ambitionierte
ZielgroRe. Ein KWK-Anteil von 75 % ist aufgrund der notwendigen Bereitstellung
von Spitzenwdrme aus ungekoppelter Erzeugung praktisch kaum darstellbar. Wir
empfehlen, diese Anderung aufzuheben.

§ 20, Absatz (1) Satz 2 Nummer 2.

Die geplante Anderung fiihrt zu einem unnétigen burokratischen Mehraufwand. Wir
empfehlen, diese Anderung aufzuheben.
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§ 24, Absatz (1) Satz 2 Nummer 2.

B.

Die geplante Ande_rung fuhrt zu einem unndétigen burokratischen Mehraufwand. Wir
empfehlen, diese Anderung aufzuheben.

Zu Artikel 2 - Anderungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Zu 8 61c, Absatz (2) Satz 1. ¢) sowie Satz 2. (und sinngemalf fortfolgende
§ 61d und § 61e)

Die ,Erneuerung” von Bestandsanlagen soll gemalt Vorbemerkungen und
Begriundung zum Anderungsgesetz gleichgesetzt werden mit dem ,Austausch des
Generators®. Dies bringt in der Praxis eine Vielzahl von Problemen mit sich:

1) Brennstoffzellen-KWK verflgt Uber keinen ,Generator®.

2) Im Rahmen der Ublichen, langfristigen Full-Service-Vertrage, die vielfach bei
Inbetriebnahme Uber einen Vertragszeitraum von bis zu 80.000 Betriebsstunden
abgeschlossen werden bei der Instandsetzung héaufig mit sogenannten
»2Austauschgeneratoren” gearbeitet, also instandgesetzten Altgeneratoren. Diese
fallen ebenfalls unter die geplante Definition. Eine Belastung planmaRig
instandgesetzter Bestandsanlagen ist nicht im Sinne des Gesetzgebers.

3) Sofern fur die Instandsetzung kein Austauschgenerator verfiigbar ist, werden im
Rahmen planmaliiger Instandsetzungen auch neue Generatoren eingesetzt. Da
der Wert des Generators bei KWK-Anlagen jedoch in der Regel weniger als 10
% des Anlagenwertes entspricht, stellt dies u.E. keine Erneuerung der KWK-
Anlage dar. Die aus einem solchen Fall resultierende Belastung planmafig
instandgesetzter Bestandsanlagen ist ebenfalls nicht im Sinne des
Gesetzgebers.

4) Denkbar ist im Umkehrschlu3 auch die Modernisierung von KWK-Anlagen
gemall KWKG und damit die Wiedererlangung von Zuschlagszahlungen ohne
Austausch des Generators. In einem solchen Fall ist die anteilige Belastung mit
der EEG-Umlage als durchaus sinnvoll anzusehen.

Wir empfehlen daher dringend, an den o.a. Stellen des Anderungsgesetzes statt
,Erneuerung“ bzw. ,erneuert die Formulierung ,Modernisierung gemafl Kraft-
Warme-Kopplungsgesetz § 12, Absatz (18)¢ bzw. ,gemal Kraft-Warme-
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Kopplungsgesetz § 12, Absatz (18) modernisiert® zu verwenden. Anderenfalls wird
die Neuregelung einerseits zu einer unbilligen Belastung planmaRig
instandgesetzter Bestandsanlagen und andererseits zu einer moglichen
Privilegierung modernisierter Anlagen fuhren.

Mit dieser Anpassung wirde auch dem auf Seite 102 des Referentenentwurfs
formulierten Ziel ,Blofle Wartungsarbeiten stellen insoweit keine Erneuerung dar”
Rechnung getragen.

Hier ist vorgesehen in § 61e, dass Bestandsanlagen bei Erneuerung oder Ersatz
nur dann die verringerte EEG-Umlage in Hohe von 20% zahlen muissen, wenn die
Erneuerung oder der Ersatz ohne Erweiterung der installierten Leistung realisiert
wird.

Hier ist zu berucksichtigen, dass es bei Erneuerung von Bestandsanlagen,
hervorgerufen durch eine Modernisierung, die mit Effizienzsteigerungen
einhergehen-was laut KWKG 2016 82, Abs. 18 ja auch bei Modernisierung
gefordert wird- durchaus auch zu Leistungserhbhungen kommen kann. Derartige
Leistungserhdhungen wirden aber den Anspruch auf nur 20% der EEG-Umlage
zunichtemachen. Daher schlagen wir vor, dass die EEG-Umlage auch bei 20%
gedeckelt wird fir den Fall einer maximal bis zu 20%igen Leistungssteigerung der
Anlage bei Erneuerung, die aufgrund einer Modernisierung erfolgt.

Anderungsvorschlag § 61 e (Erganzung rot)

»(1) Der Anspruch nach § 61 Absatz 1 verringert sich auf 20 Prozent der EEG-Umlage,
wenn eine Bestandsanlage oder eine nach diesem Absatz erneuerte oder ersetzte
Bestandsanlage an demselben Standort ohne Erweiterung der installierten Leistung
nach dem 31. Dezember 2017 erneuert oder ersetzt wird und soweit derselbe
Letztverbraucher die Stromerzeugungsanlage entsprechend den Anforderungen
nach 8§ 61c Absatz 1 nutzt. Eine Erweiterung der installierten Leistung bis zu 20%
ist zulassig, wenn eine Erneuerung - hervorgerufen durch Modernisierung nach § 2

Abs. 18 des KWKG2016 - vorliegt.”

»(2) Der Anspruch nach § 61 Absatz 1 verringert sich ferner auf 20 Prozent der EEG-
Umlage, wenn eine dltere Bestandsanlage oder eine nach diesem Absatz erneuerte
oder ersetzte altere Bestandsanlage an demselben Standort ohne Erweiterung der
installierten Leistung nach dem 31. Dezember 2017 erneuert oder ersetzt wird und
soweit derselbe Letztverbraucher die Stromerzeugungsanlage entsprechend den
Anforderungen nach 8 61d Absatz 1 nutzt. 8§ 61d Absatz 4 ist entsprechend
anzuwenden. Eine Erweiterung der installierten Leistung bis zu 20% ist zulassig,
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wenn eine Erneuerung - hervorgerufen durch Modernisierung nach 8§ 2 Abs. 18 des
KWKG2016 - vorliegt.”

Mieterstrommodelle

Gemall EEG 2017 ist in 8 95 vorgesehen, dass das BMWi ermé&chtigt ist zur
,Forderung von Mieterstrommodellen® zu regeln, dass Betreiber von Solaranlagen
eine verringerte EEG-Umlage fir Strom aus ihrer Solaranlage zahlen missen,
wenn

a) die Solaranlage auf, an oder in einem Wohngebaude installiert ist und
b) der Strom zur Nutzung innerhalb des Geb&udes auf, an oder in dem die
Anlage installiert ist, an einen Dritten geliefert wird.

Dabei kann zwischen verschiedenen AnlagengréRen oder Nutzergruppen
unterschieden werden.

In der Gesetzesbegrindung heildt es zu diesem Paragraphen, dass die per
Verordnung hier mogliche Regelung es den Mietern in Wohngebauden erméglichen
soll, besser an der Energiewende teilzuhaben und ihren Beitrag zu leisten, wenn sie
den Strom aus einer auf ihrem Wohnhaus befindlichen PV-Anlage nutzen.

Gleichermalien tragen aber Mieter auch in Wohngebauden zur Energiewende bei,
wenn sie Strom aus einer in ihrem Haus befindlichen KWK-Anlage nutzen und hier
ist der Beitrag zur Energiewende ungleich gréRer, denn in Wohnungen wird
erheblich mehr Warme als Strom bendtigt. Insofern stellt die bisher im EEG 2017 so
verankerte Verordnungserméachtigung eine klare Diskriminierung von KWK-Anlagen
in Mieterstrommodellen dar. Denn erst die Kombination von Photovoltaik und KWK-
Strom aus einer gebaudebezogenen Anlage kann eine weitgehendende Deckung
des Strombedarfs der Bewohner von gréReren Mehrfamilienhdusern sowie die
Versorgung mit Heizwarme und Warmwasser sichern. Bei kombinierter
Verwendung von Solartechnik und hocheffizienter KWK liegt des Strombezug aus
der dezentralen Erzeugung regelmalig bei mehr als der Hélfte des Strombedarfs -
und typischerweise fallt die Bezugsspitze eines solchen Objekts nicht in die Zeit der
allgemeinen Hochstlast an den kaltesten Tagen des Jahres.

Aus diesem Grund fordert der B.KWK zur Beseitigung dieser Diskriminierung die
Gleichstellung von KWK-Anlagen und PV-Anlagen in Mieterstrommodellen. Hierzu
ist im Art. 2 des vorliegenden Referentenentwurfs eine entsprechende Erganzung
des 8§ 95 vorzunehmen, mit der die Verordnungsermachtigung erweitert wird auch
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auf in, an oder auf Wohnhauser befindliche hocheffiziente KWK-Anlagen. Auch fur
diese KWK-Anlagen in Mieterstrommodellen muss zuklnftig bei Erlass der
entsprechenden Verordnung eine verringerte EEG-Umlage gelten.

Ein aktualisiertes Papier zu derartigen Mieterstromldsungen mit PV und KWK fligen
wir als Anlage dieser Stellungnahme bei.

Gestatten Sie uns am Schluss noch folgende, redaktionelle Anderungsvorschlage:

Zu Artikel 1 - Anderung des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes (KWKG)

§ 1 Absatz (1): ,Terawattstunden® statt ,Terrawattstunden®
§ 6 Absatz (1), bb): ,von der zustandigen Stelle“ statt ,die zustandige Stelle®

8 7 Absatz (1) und (3) sollten aus Konsistenzgrinden (neuer § 8a) angepasst
werden:

,von bis zu 1 Megawatt” statt ,von bis zu 2 Megawatt” und

,von mehr als 50 Megawatt” statt ,von mehr als 2 Megawatt".

Jurgen Stefan Kukuk Louis-F. Stahl
-Geschaftsfuhrer- -Vorsitzender-
Arbeitsgemeinschatft fur BHKW-Forum e.V.

sparsamen und umweltfreundlichen
Energieverbrauch e.V. (ASUE)

Wulf Binde Dr.-Ing. Volker Bartsch

- Geschaftsstellenleiter - - Leiter Buro Berlin-
Bundesverband Kraft- DVGW Deutscher Verein des Gas-
Warme-Kopplung e.V. und Wasserfaches e.V.

(B.KWK)
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ASUE Arbeitsgemeinschaft fir sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e.V.
Robert-Koch-Platz 4, 10115 Berlin

Tel. +49 (0)30/ 22 19 13 49-0, Fax (0) 30/22 19 13 49-9
info@asue.de www.asue.de

Die ASUE Arbeitsgemeinschaft fir sparsamen und umweltfreundlichen Energieverbrauch e.V. wurde 1977
gegrindet. Sie fordert vor allem die Weiterentwicklung und weitere Verbreitung sparsamer und
umweltschonender Technologien auf Erdgasbasis. Dabei ist es vorrangiges Ziel, Energiespartechniken den
Weg in die praktische Anwendung zu ebnen.

BHKW-Forum e.V.

Kirchdorf 80, 25335 Neuendorf

Tel. +49 (0)4 31 /6 40 81-101

vorstand@bhkw-forum.info http://bhkw-forum.org

Der BHKW-Forum e.V. betreibt und fordert Angebote zur Information, Wissensvermittlung sowie
Verbraucherberatung hinsichtlich der Nutzung umweltfreundlicher Kraft-Wé&rme-Kopplungsanlagen in Form
von Mikro-Blockheizkraftwerken (BHKW), Brennstoffzellen und anderen Auspragungen stromerzeugender
Heizungen fur den Wohngeb&audebereich.

Bundesverband Kraft-Warme-Kopplung e.V. (B.KWK)
MarkgrafenstraRe 56, 10117 Berlin

Tel. +49 (0)30 /270 192 81-0 Fax +49 (0)30/270 192 81-99
info@bkwk.de www.bkwk.de

Der Bundesverband Kraft-Warme-Kopplung e.V. (B.KWK) ist ein breites gesellschaftliches Biindnis von
Unternehmen, Institutionen und Einzelpersonen zur Férderung des technischen Organisationsprinzips
der Kraft-Warme-Kopplung, unabhangig von der Art und der Gréf3e der Anlagen, vom Einsatzbereich
und vom verwendeten Energietrager. Der Verband wurde 2001 in Berlin gegriindet und zahlt mittlerweile
rund 600 Mitglieder. Ziel ist dabei die Effizienzsteigerung bei der Energieumwandlung zur Schonung von
Ressourcen und zur Reduktion umwelt- und klimaschadlicher Emissionen.

DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V.
Technisch-wissenschaftlicher Verein, Josef-Wirmer-Str. 1-3, 53123 Bonn

Tel. +49 (0)228 /91 88-5 Fax +49 (0)228/91 88-990
info@dvgw.de www.dvgw.de

Der DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V. — Technisch-wissenschaftlicher Verein —
fordert das Gas- und Wasserfach mit den Schwerpunkten Sicherheit, Hygiene und Umweltschutz. Mit
seinen Uber 13.700 Mitgliedern erarbeitet der DVGW die allgemein anerkannten Regeln der Technik fir
Gas und Wasser. Der Verein initiiert und fordert Forschungsvorhaben und schult zum gesamten
Themenspektrum des Gas- und Wasserfaches. Dartber hinaus unterhalt er ein Priif- und
Zertifizierungswesen fur Produkte, Personen sowie Unternehmen. Die technischen Regeln des DVGW
bilden das Fundament fiir die technische Selbstverwaltung und Eigenverantwortung der Gas- und
Wasserwirtschaft in Deutschland. Sie sind der Garant fir eine sichere Gas- und Wasserversorgung auf
international héchstem Standard. Der gemeinniitzige Verein wurde 1859 in Frankfurt am Main gegriindet.
Der DVGW ist wirtschaftlich unabhéangig und politisch neutral.
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	Gemeinsame Stellungnahme KWKG-Änderungsgesetz   ASUE BHKW Forum BKWK DVGW

